
 

 
 

GEMEINDE FRASDORF 
 
 

Beglaubigter Auszug aus der Niederschrift 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Gemeinde Frasdorf 

vom 17. März 2026 
 
TOP-Nr.  45/2026: Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen zur Auslegung 

des Bebauungsplans "SO Frasdorfer Anger" und zur Änderung 
des Flächennutzungsplans nach §§ 3.2 und 4.2 BauGB 

 
 
Sachverhalt: 
Bürgermeister Daniel Mair fasste kurz den Verfahrensstand zum Bebauungsplan „SO 
Frasdorfer Anger“ und zur Änderung des Fächennutzungsplanes zusammen. 

Als weiterer Verfahrensschritt ist nun die Abwägung der im Rahmen der erneuten öffentlichen 
Auslegung, sowie Beteiligung der Träger öffentlicher Belange vom November 2024 
durchzuführen. Weiter sind die überarbeiteten Bauleitplanentwürfe zu billigen und eine erneute 
Beteiligung der Öffentlichkeit, sowie Beteiligung der Träger öffentlicher Belange durchzuführen. 

Bevor nun mit der Abwägung begonnen wurde, verlas BGM Mair zwei Schreiben. 
Das erste Schreiben kommt von der Familie Huber welches zuerst verlesen wurde. Das zweite 
Schreiben kommt von Andrea und Dirk Köberle, welches ebenfalls verlesen wurde. 
Rechtsanwalt Friedel ging auf die im Schreiben der Eheleute Köberle aufgeworfenen Fragen in 
Bezug auf den Städtebaulichen Vertrag ein. 
 

Verfahren gem. §§ 3 (2) und 4a (3) BauGB vom 01.11.2024 bis 18.11.2024 
Im Verfahren wurden 40 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
Keine Rückmeldung erfolgte von: 
Abwasserzweckverband Prien- und Achental, Rohrdorf 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, München 
Autobahndirektion Südbayern 
Bayer. Landesamt für Denkmalschutz, München 
Bund Naturschutz in Bayern e.V., Rosenheim 
DB Immobilien, KTB, München 
Deutsche Telekom Netz GmbH 
Die Autobahn GmbH des Bundes, Berlin 
E.ON Bayern, München 
E.ON Energie 
Eisenbahn-Bundesamt 
Gemeinde Aschau i.Ch. 
Gemeinde Bernau a.Ch. 
Gemeinde Riedering 
Gemeinde Rohrdorf 
Landratsamt Rosenheim, Kreisbrandrat 
Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet Immissionsschutz 



 

 
 

Landratsamt Rosenheim, Staatliches Gesundheitsamt 
Landratsamt Rosenheim, Tiefbauabteilung 
Markt Prien a.Ch. 
Markt Prien a.Ch., Bauleitplanung 
Polizeiinspektion Prien a.Ch. 
Wasserbeschaffungsverband Frasdorf 
Wasserwerk Prien a.Ch. 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
Nicht geäußert haben sich ("Keine Äußerung"): 
0 
Der Planung zugestimmt bzw. keine Anregungen oder Einwendungen haben 
vorgebracht: 
Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, 18.11.2024 
Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet Wasserrecht, 15.11.2024 
Bayer. Bauernverband Rosenheim, 12.11.2024 
Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Rosenheim, 07.11.2024 
Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, 05.11.2024 
Regierung von Oberbayern, Brandschutz, München, 05.11.2024 
 
Zu den vorgebrachten Anregungen bzw. Einwendungen ergehen folgende Beschlüsse: 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Rosenheim, 06.11.2024 
Keine Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan enthält bereits einen entsprechenden Hinweis durch Text (Ziff. D. 6.2.). 
Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 
Bayernwerk Netz GmbH, Kolbermoor, 05.11.2024 
Keine Einwände. 
Der Hinweis zur Trafostation wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 
Landratsamt Rosenheim, Bauleitplanung, 20.11.2024 
Die Verkehrsfläche Miedl und das Baugrundstück Miedl werden verschmolzen und die 
öffentliche Verkehrsfläche bis 4 m südlich der Sondergebietsfläche Huber verlängert (siehe 
neuer Planausschnitt). Damit ist die Erschließung über öffentliche Verkehrsflächen für Miedl 
und für Huber gegeben. 
Landratsamt Rosenheim, Straßenverkehrsbehörde, 12.11.2024 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Sichtdreiecke werden, unabhängig vom Bebauungsplan, aufgrund der bestehenden 
Einmündung eingehalten. 
Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 
 

Landratsamt Rosenheim, Untere Naturschutzbehörde, 14.11.2024 

zu 2.2. Ziele der Raumordnung und Landesplanung  und 

zu Beiblatt / 2.1. 



 

 
 

 

Zu 2.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
Die Angaben zur Tiefe der Eingrünung sind zwischen Bebauungsplan und Umweltbericht 
entsprechend der aktuellen tatsächlichen Planung anzupassen und im Plan darzustellen. Die 
Eingrünung ist zu verbessern. Die Textpassagen im Umweltbericht sind entsprechend 
anzupassen. 
Gemäß Umweltbericht S. 34 variiert die Breite der Ortsrandeingrünung zwischen ca. 5 m 
nach Norden, zwischen 11 – 7 m im Osten, 15 m im Süden und 3 m im Westen. Im 
Nordwesten ist gar keine Eingrünung geplant. Vielmehr entfallen durch die Planung zwei 
Obstbäume als Teil der das Landschaftsbild derzeit mitprägenden Obstbaumreihe. Die 
naturschutzfachlichen Mindeststandards werden hier deutlich unterschritten. Sofern im 
Bereich der Eingrünung (außerhalb des Pufferstreifens zum Feldgehölz (s.u.)) ein 
Naturlehrpfad mit Wegen und Plätzen entstehen soll, ist die Eingrünung zu verbreitern. 
Ferner dürfen die in C 8.1 aufgeführten betriebsbedingten Lager nicht in den 
Eingrünungsflächen liegen. 
Mit Blick auf das Landschaftsbild und eine wesentliche störende Fernwirkung ist diese 
allerdings entscheidend (vgl. z.B. Umweltbericht S. 46). „Die neuen Sondergebiete führen 
grundsätzlich zu einer Veränderung des Landschaftsbilds. Die Auffälligkeit in der Landschaft 
ist von Faktoren wie der Sichtbarkeit der Gebäude abhängig. Durch die geplanten Flächen 
zur Eingrünung wird die Einsehbarkeit der geplanten Standorte begrenzt, eine wesentliche 
störende Fernwirkung kann damit verringert.“ (Umweltbericht S. 46) 
Umweltbericht S. 33 - „Eine Beanspruchung von Gehölzbeständen als prägende Elemente in 
der Landschaft findet nicht statt.“- ist anzupassen, denn die Obstbäume sind 
landschaftsprägende Elemente. 
 

Der Bebauungsplan setzt bereits umfangreiche Grünflächen fest. 

Im Norden und Nordosten ist die Grünfläche > 10 m und mit heimischen großkronigen 
Laubbäumen geplant. Im Südosten und Süden sind Obstbäume mit einer 10-15 m breiten 
Grünfläche festgesetzt. Im Südwesten sind die bestehenden Obstbäume als zu erhaltend 
festgesetzt; sie werden hier mit in den Naturlehrpfad integriert. Eine detailliertere Planung 
erfolgt dazu im Rahmen des Freiflächenplans zum städtebaulichen Vertrag. Im Nordwesten 
befindet sich eine abgemarkte und notwendige Verkehrsfläche. 

Zur Trennung von Verkehrsfläche (Fahrbahn) und Baufläche wurde eine 5 m breite Parkfläche 
mit Schotterrasen oder Rasenfugenpflaster, gegliedert mit heimischen großkronigen 
Laubbäumen (Kronendurchmesser im Endzustand > 10 m, Höhe > 20 m), festgesetzt, so dass 
auch hier eine intensive Eingrünung erfolgt. Im Übrigen ist in diesem Bereich das Gebäude in 
den Hang integriert und die Dachfläche vollständig vom Hang aus begrünt. 

Alle Gebäude sind in das Gelände integriert, Details dazu werden im städtebaulichen Vertrag 
festgesetzt. Der Umfang einer Eingrünung ist immer auch abhängig von der zukünftigen 
Nutzung und der baulichen Gestaltung des Gebiets. Nachdem es sich hier um architektonisch 
hochwertige Gebäude (vgl. städtebaulicher Vertrag) handelt und eine Nutzung angestrebt wird, 
die auch von außen eine gewisse Einsehbarkeit notwendig macht, wurde hier eine intensive 



 

 
 

Eingrünung, aber keine vollständige Abgrenzung (geschlossener uneinsehbarer Pflanzengürtel) 
geplant. Ein geschlossener Pflanzenriegel würde auch dem Charakter eines oberbayerischen 
Dorfrandes widersprechen. 

Das Feldgehölz hat einen Mindestabstand von 10 m und wird durch einen Bauzaun geschützt. 
Dies soll im Umweltbereicht noch redaktionell ergänzt werden. 

Der Naturlehrpfad ist im Westen in der Nähe der Obstbaumreihe geplant, wobei auch hier nicht 
in den Kronenbereich eingegriffen wird. 

Im Bereich des Feldgehölzes ist bis zum Bauzaun im Mindestabstand von 10 m keinerlei 
Eingriff geplant. In der Eingrünungsfläche sind lt. Festsetzungen des Bebauungsplanes keine 
Lager oder sonstige beeinträchtigende Einrichtungen zulässig. 

Plan und Begründung müssen diesbezüglich nicht geändert werden. 

Der Umweltbericht wird nachrichtlich ergänzt.  

zu Beiblatt / 2.4. 

Zu 2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit 
Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen angemessen zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB). Zu einer 
ordnungsgemäßen Satzung gehört zwingend eine umfassende Bestandsaufnahme von 
Natur und Landschaft im Satzungsgebiet. § 18 BNatSchG sieht für die Bauleitplanung 
(Flächennutzungsplan, Bebauungsplan) und für Verfahren zu Innenbereichssatzungen nach 
§ 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 BauGB die Anwendung der Vorschriften des BauGB vor, wenn 
aufgrund dieser Verfahren Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Nach § 1 a 
Abs. 3 Satz 1 BauGB ist die Eingriffsregelung mit ihren Elementen Vermeidung und 
Ausgleich im Bauleitplanverfahren in der Abwägung nach § 1 Abs.7 BauGB zu 
berücksichtigen. 
 
Die Eingriffsregelung wurde in der Begründung entsprechend dem Leitfaden Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung abgehandelt. Eine umfangreiche, nochmalige Begutachtung der 
Eingriffsfläche und der Ausgleichsflächen fand statt und der Bestand wurde in den Plänen 
dargestellt (Eingriffsfläche überwiegend intensiv genutzte Wiese (bis auf eine Obstbaumreihe, 
die bis auf zwei Obstbäume in der abgemarkten Verkehrsfläche, die versetzt werden, erhalten 
bleibt)). 

Das angesprochene Feldgehölz liegt mindestens 10 m von der Eingriffsfläche entfernt und wird 
nicht mehr beeinträchtigt. 

Die beiden Ausgleichsflächen wurden ebenfalls mehrfach eingesehen und bewertet. Beide 
Flächen werden intensiv landwirtschaftlich genutzt. 

Lediglich Flächen außerhalb der Ausgleichsflächen weisen eine gewisse ökologische Wertigkeit 
auf. Dies wurde auch in den Plänen dargestellt (extensive Wiese und Wald in Nachbarschaft 
zur Ausgleichsfläche in der Gemarkung Söchtenau und Hochstaudenflur und Wald neben der 
Ausgleichsfläche in Frasdorf). 

Die Kartierung aller drei Flächen erfolgte 05/2017, 10/2019 und nach Wiederaufnahme der 
Planung nochmals im August 2024, so dass in der vorliegenden Planung der aktuelle Bestand 
und die aktuelle Nutzung wiedergegeben sind. 

 



 

 
 

zu Beiblatt / Eingriff Ausgleichsermittlung 
Eingriff/ Ausgleichsermittlung 
Die verwendeten Planzeichen für „Kies/Sandflächen“ in der Legende sind unterschiedlich bei 
den Ausgleichsflächen SO 1 und SO 2 – bitte auf dasselbe Zeichen ändern. 
 
Das Planzeichen wird redaktionell angepasst. 

zu Beiblatt / Ausgleichsflächen (beide) 

Ausgleichsflächen (beide): 
Sofern das Entwicklungsziel (G212) durch Aushagerung und extensive Mahd nicht gelingt, 
ist mittels geeigneter Saatgutmischung oder Mähgutübertragung für das erforderliche 
Arteninventar in Abstimmung mit der uNB zu sorgen. 
Lage der Echsenhabitate: Gemäß Anlage 3 im Randbereich ein extensiver Kraut- oder 
Altgrassaum, so dass nicht direkt die Kiesstrukturen „die externe Ausgleichsfläche 
von der intensiven Wiesenfläche trennen kann“ (vgl. Begründung S. 18), sondern zzgl. mind. 
50 cm extensiver Kraut- oder Altgrassaum planen 
Verweisung auf S. 25 ff LfU Arbeitshilfe Zauneidechse, diese sollte statt der "Begruendung- 
Anlage5-Detail" verwendet werden. 
 

Es ist davon auszugehen, dass das Entwicklungsziel der Ausgleichsfläche G212 erreicht wird. 
Sollte im Rahmen des Monitorings festgestellt werden, dass dies wider Erwarten nicht gelingt, 
werden die Bauherren entsprechende Maßnahmen zum Erreichen des Entwicklungsziels mit 
der UNB abstimmen. 

Eine weitere detailliertere Planung für das Eidechsenhabitat erfolgt im Rahmen der 
Freiflächengestaltungsplanung zum städtebaulichen Vertrag. 

Anlage 5 (Detail) wird redaktionell durch die LfU Arbeitshilfe Seite 25 ff ersetzt. 

zu Beiblatt / Ausgleichsfläche Söchtenau 

Ausgleichsfläche Fl.Nr. 4866/ Gmk. Söchtenau (SO1): 
Die Bilanzierung des Ausgleichs kann hier nicht nachvollzogen werden. (Wir verweisen auf 
unsere E-Mail vom 20.09.2024 an das Planungsbüro. Auf einem großen Teil der Fläche 
findet eine extensive Wiesennutzung mit Schnittpunkt 1.7. statt, weshalb der 
Ausgangszustand G11 fraglich ist. Welche Arten wurden bei der Kartierung (Wann ist diese 
erfolgt?) vorgefunden? 
Abhängig von den Ergebnissen der Funktionskontrollen der Ausgleichsfläche sind bei den 
Seigen im Herbst bei Bedarf abgestorbene Pflanzen (z.B. Algen und Schwimmpflanzen) zu 
entfernen. Die Mulden sind funktionsfähig zu halten. 
Keine Mahd der Mulden während Entwicklungszeiten von Amphibien. 
 
Die Ausgleichsfläche in Söchtenau wird gegenwärtig intensiv landwirtschaftlich genutzt, hier 
erfolgten mehrere Kartierungen in 2018 und eine Nachkartierung in 2024. 

Die extensive Wiesennutzung erfolgt auf dem Nachbargrundstück. Dies ist eine Fläche, die für 
eine vorhergehende Baumaßnahme als Ausgleichsfläche ausgewiesen wurde. 

Im Rahmen der Funktionskontrollen mit der UNB werden folgende Maßnahmen durchgeführt: 

Bei den Seigen im Herbst bei Bedarf abgestorbene Pflanzen (z.B. Algen und 
Schwimmpflanzen) entfernen. Die Mulden funktionsfähig halten. Keine Mahd der Mulden 



 

 
 

während Entwicklungs-zeiten von Amphibien. Dies soll im städtebaulichen Vertrag vereinbart 
werden. 

 

zu Beiblatt / Ausgleichsfläche Frasdorf 

Ausgleichsfläche Fl.Nr. 2730/ Gmk. Frasdorf (SO2): 
Der Ausgleich liegt zum Teil in einem anderen Naturraum, dies ist möglich, wenn eine 
entsprechende Begründung im Umweltbericht erfolgt. Diese fehlt noch. (Wir verweisen auf 
unsere E-Mail vom 24.09.2024 an das Planungsbüro). 
Spätestens seit dem Jahr 2022 gibt es um den Stadl eine Teilversieglung, welche auch bei 
einer Ortseinsicht am 13.11.2024 sichtbar war. Diese scheint auch in die Ausgleichsfläche 
hineinzuragen. Eine Bemaßung in der Planung fehlt. Die Teilversiegelung muss 
zurückgebaut werden, der Boden und die Vegetation wieder hergestellt werden. Im BP ist 
diese Fläche fälschlich als Hochstaudenflur eingetragen. Die Teilversieglung darf auch 
zukünftig nicht „nach und nach in die Ausgleichsfläche hineinwandern“ (Maßnahmen um das 
zu verhindern festlegen z.B. ausreichend Abstand und Monitoring). Dem Eigentümer/Nutzer 
des Stadels muss bewusst sein, dass keinerlei bauliche Erweiterungen in dem Bereich der 
Ausgleichfläche denkbar sind. 
 
Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt.    

Die Teilversiegelung wird zurückgebaut und im Freiflächenplan zum städtebaulichen Vertrag 
dargestellt. Der Boden und die Vegetation werden wieder hergestellt. Die Darstellung im 
Bebauungsplan ist jedoch korrekt. 

Im Rahmen des Monitorings wird kontrolliert, ob die ehemalige Plattenfläche entfernt wurde. 

Beim Stadel sind keine baulichen Erweiterungen geplant. 

zu Beiblatt / Monitoring und ökologische Baubegleitung 

Monitoring und ökologische Baubegleitung: 
Die Aussagen zum Monitoring in der Begründung auf S. 19, im Umweltbericht auf S. 45 und 
im Auszug der öffentlichen Sitzung vom 29.10.2024 S. 6 unterscheiden sich und sind 
anzupassen. 
Alle folgenden wichtigen Aspekte sollten bei der Bauleitplanung in den jeweiligen 
Ausführungen vollständig enthalten sein: 
- Einhaltung der Artenschutzmaßnahmen 
- Abnahme für die umgesetzten grünordnerischen Vorgaben (BP-Gebiet selbst [Gehölze, 
Grünflächen usw.] und Ausgleichsflächen) (je Herstellungs-/Durchführungskontrolle) 
- Kontrollen der Entwicklung und Entwicklungspflege (Funktionskontrollen) und nach der 
Erreichung des Entwicklungsziels eine Zielerreichungs-/Erfolgskontrolle 
- Es ist darauf zu achten, dass sich keine Neophyten (z.B. Goldrute, Riesen-Bärenklau, 
Springkraut, Ambrosia) (auf wieder zu begrünenden Flächen) ansiedeln. Eine 
regelmäßige Kontrolle und ggf. nötige Bekämpfung der Neophyten, am besten im 
Frühsommer (vor der Blüte), ist durchzuführen. 
Die Begründung führt zudem eine sinnvolle ökologische Baubegleitung an, welche nur dort 
erwähnt ist, jedoch einen wichtigen Beitrag zu den oben genannten Punkten leisten kann. 
Die verpflichtende Beauftragung einer ökologischen Baubegleitung (ÖBB) sollte erfolgen. 
Das Monitoring in den späteren Jahren sollte ebenfalls erfolgen. Die uNB steht nur bei 
Problemen, die im Monitoring erkannt werden, für fachliche Beratung zur Verfügung. Seite 
45 im Umweltbericht ist abzuändern. 



 

 
 

Eine vertragliche Regelung (auch über die Kosten) sollte getroffen werden. 
 

Im Rahmen einer vorgezogen eingeholten Stellungnahme zum Bebauungsplan wurde von 
derselben Verfasserin dieser Einwendungen bereits Aussagen zum Monitoring getroffen, die 
sinngemäß in den Bebauungsplan eingearbeitet worden sind. Eine weitere Änderung des 
Bebauungsplanes ist nicht notwendig. Weitere Kontrollen können beim gemeinsamen 
Monitoring zwischen Bauherrn und UNB festgelegt werden. 

Seite 45 im Umweltbericht wird redaktionell geändert. 

zu Beiblatt / Feldgehölz 

Feldgehölz 
Das gesetzlich geschützte Feldgehölz ist durch einen Mindestabstand von hier 10 m 
entsprechend der Maßnahme aus der Relevanzprüfung zu schützen, dies ist im Plan 
vorgesehen, jedoch ist der Text im Umweltbericht S. 21 noch abzuändern (5 m korrigieren 
auf 10 m). In diesem Bereich ist die Anlage des Naturlehrpfades nicht zulässig, da der Puffer 
zum gesetzlich geschützten Feldgehölz zu wahren ist. Seite 15 der Begründung ist 
anzupassen. Eine Entfernung und Neupflanzung des Feldgehölzes kommt entsprechend 
nicht in Betracht. 
Im Umweltbericht -Seite 23 „Die randlich der Staatsstraße stehenden Gehölze werden durch 
die vorliegende Planung beseitigt und im Rahmen der Eingrünung des Gebiets durch neue 
Gehölzpflanzungen entwickelt.“ und Seite 33 nochmal eine ähnliche Aussage: „Die 
kleinteiligen temporären Entfernungen von Gehölzen randlich der Staatsstraße sind nicht als 
ortsbildprägende Eingrünungen zu bezeichnen.“ -sind zu korrigieren. 
 

Entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird das Feldgehölz nicht 
beeinträchtigt. (Bauzaun im Abstand von mind. 10 m, damit ist eine Beeinträchtigung 
ausgeschlossen). 

zu Beiblatt / Werbeanlagen 

Werbeanlagen 
Festsetzung C 4.1 Das Landschaftsbild wird durch Werbung am Dach, insbesondere in 
dieser Dimension, erheblich beeinträchtigt –Werbung am Dach ist zu verbieten. 
 

Zu den Werbeanlagen wurden bereits umfangreiche sinngemäße Festsetzungen getroffen, die 
eine ausreichende Beschränkung festsetzen. 

Eine weitere Ergänzung des Bebauungsplanes ist nicht notwendig. 

zu Beiblatt / Grünordnung 

Grünordnung 
Folgende Punkte sind um eine erfolgreiche Bepflanzung zu erreichen zu ergänzen: 
- Es ist darauf zu achten, dass der Wurzelbereich der Bäume frei von Ver- und 
Entsorgungsleitungen bleibt. 
- Im Bereich vorhandener Gehölze ist ein Befahren/Überbauen der Wurzelbereiche 
grundsätzlich zu vermeiden. 
- Bei Neupflanzungen muss die Mindestgrößen für Baumscheiben 12 qm betragen; 
Baumscheiben sind als Vegetationsflächen, Pflaster mit Grasfugen oder Flächen mit 
wassergebundenem Belag auszubilden. 



 

 
 

- Generell sind die Gehölzarten für die Pflanzungen standortangepasst zu wählen (vgl. 
Anlage z.B. heimische Laubbäume und Sträucher im Landkreis Rosenheim) 
 

Die aufgeführten Punkte sollen bei der Objektplanung berücksichtigt werden und nicht im 
Bebauungsplan, da dies auch insbesondere zur notwendigen Infrastruktur zu früh ist. 

Endgültige Leitungspläne werden üblicherweise erst in der Ausführungsplanung erstellt. 
Baumscheiben können auch mit geeigneten Stauden und Sträuchern unterpflanzt werden 
(warum sollen 12 qm kahl bleiben). 

Wurzelbereiche von Neupflanzungen können mit entsprechenden Baumscheiben auch 
überfahren werden. Pflanzungen, die über das festgesetzte Maß im Bebauungsplan 
hinausgehen, werden im Rahmen der Objektplanung festgelegt. Dabei können zum Gebäude 
hin auch z.B. Bauerngartensträucher oder Stauden verwendet werden (ländliches 
Erscheinungsbild und keine Industriegebietseingrünung; keine massive Abschottung mit 
umfangreichen Gehölzaufforstungen, wie bei einem Industriegebiet). 

Für die Mindesteingrünung und Einbindung in die Landschaft wurden bereits ausschließlich 
standortgerechte heimische Laubbäume und Laubsträucher festgesetzt. 

zu Beiblatt / Sickermulden 

Sickermulden 
Die Planung umfasst Sickermulden, entsprechend sind standortangepasste Arten zu wählen. 
Obstbäume sind z.B. sehr nässeempfindlich und werden neben Versickerungsmulden, wie 
derzeit im Süden des BP-Gebietes, nicht oder nur schlecht wachsen. Hier ist die Planung 
anzupassen. 
 
Die geplanten Bäume und Sträucher liegen außerhalb der Sickermulde. 

Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 

zu Beiblatt / Geländemodellierung 

Geländemodellierung 
Die geplanten Abgrabungen und Aufschüttungen bis zu 3 m in die Höhe sind bezogen auf 
das Landschaftsbild erheblich; die immer wieder geforderten Schnitte mit aussagekräftiger 
Darstellung vom Gelände, Gebäude usw. liegen nicht vor. 
In der alten Fassung der Begründung S. 6 sind Schnitte noch Bestandteil der Planung, diese 
fehlen jetzt und sind wieder zu ergänzen, damit die Veränderungen bewertet werden können 
(vgl. auch Stellungnahme der uNB vom 20.02.2020 [Schnitte] und vom 26.02.2021 
[naturnahe Gestaltung der Böschungen]. Auch bzgl. der Begründung S. 8 Höhenlage werden 
Schnitte benötigt. Auch der Umweltbericht- Landschaftsbild Kap. 1.6.8.3 ist genauer um die 
topologischen Veränderungen zu ergänzen. 
 

Die notwendigen Abgrabungen und Aufschüttungen wurden von den Hochbauarchitekten 
intensiv auch mittels Geländeschnitten untersucht, um die bestmögliche Höhenlage der 
Gebäude im Gelände zu finden. 

Die genannten Schnitte werden Bestandteile des städtebaulichen Vertrags und nicht der 
Bauleitplanung. 

 



 

 
 

zu Beiblatt / Artenschutz 

Artenschutz 
Die Relevanzprüfung wurde im Konjunktiv formuliert. Die dort vorgeschlagenen Maßnahmen 
sind aber nicht nur zu beachten, sondern verbindlich umzusetzen. Die Festsetzungen 
müssen entsprechend umformuliert werden. 
C 4.5 Die vorgeschlagenen Maßnahme M2 aus der Relevanzprüfung ist rechtlich verbindlich 
festzusetzen. 
C 6.2 Einfriedungen Bitte die Sockel- und Bodenfreiheit für Kleintiere mit mind. 15 cm 
konkreter ergänzen. 
C 12 verglaste Flächen – Die Formulierung zu verglasten Flächen ist als Festsetzung 
rechtlich verbindlich an die Maßnahme M2 der Relevanzprüfung zu binden. 
 
Artenschutz - Dies ist in der Relevanzprüfung zu korrigieren.   

Ziff. C. 4.5. ist eine Festsetzung und damit rechtsverbindlich. 

Ziff. C. 6.2. Die Festsetzung kann so bleiben, da festgesetzt ist, dass die Grünflächen frei 
zugänglich sein müssen. 

Die Sondergebietsfläche wird intensiv genützt, z.B. Parkplätze. Hier muss von Fall zu Fall 
entschieden werden, ob es möglich ist, aufgrund der Nutzung (Café, Lebensmittelverkauf) eine 
Bodenfreiheit von 15 cm im Zaun zu lassen. 

Ziff. C. 12 ist eine Festsetzung und damit rechtsverbindlich und eine Verbindung mit der 
Relevanzprüfung nicht notwendig. 

zu Beiblatt / 2.5. Hinweise und Empfehlungen 

Zu 2.5 Hinweise und Empfehlungen 
Viele Punkte aus der Vorabstimmung - zuletzt im September 2024- wurde 
eingearbeitete, leider sind aber noch entscheidende Punkte offen. Hier sind die 
Unterlagen entsprechend noch weiter zu überarbeiten. Wir empfehlen dringend uns 
einen erneuten Vorabzug zu schicken. 
Der erwähnte bzw. eingeplante Lehrpfad angrenzend an das Planungsgebiet an und 
sollte detailliert mit der Grünordnung / Eingrünung abgestimmt werden. 
Es sollten Festsetzungen zu Gebäudebrüterquartieren an den Gebäuden ergänzt 
werden. 
Es sollten Festsetzungen zur Fassadenbegrünung ergänzt werden. 
(vgl. z.B. https://www.lbv-muenchen.de/unsere-themen/artenschutz-angebaeuden/ 
schutzmassnahmen/) 
Es wird empfohlen, die Stützmauern überwachsbar auszuführen. Dies könnte festgesetzt 
werden. 
Die dingliche Sicherung der Ausgleichsflächen sind vor Inkrafttretung der Satzung 
durchzuführen. 
 

Hinweise und Empfehlungen wurden soweit erforderlich in den Bebauungsplan übernommen. 

Der Lehrpfad wird im Westen des Planungsgebietes angelegt und im Freiflächenplan zum 
städtebaulichen Vertrag detailliert dargestellt (unter Einbeziehung der bestehenden 
Obstbäume). 



 

 
 

Festsetzungen zu Gebäudebrütern und Fassadenbegrünungen im Bebauungsplan zu treffen, 
erscheint der Gemeinde zu früh. Dies soll ggf. bei der Bauausführung und der Bauplanung 
erfolgen. 

Zu Stützmauern sind ausreichend Festsetzungen getroffen worden. Weitere Festsetzungen 
dazu sollen nicht erfolgen. 

Die dingliche Sicherung von Ausgleichsflächen wird von der Gemeinde so im städtebaulichen 
Vertrag festgelegt. 

zu Beiblatt / Redaktionelle Änderungsvorschläge 

Redaktionelle Änderungsvorschläge 
Festsetzung C 7.1 bitte ändern in: "Die im Plan festgesetzten Grünflächen (G212), 
Bäume und Sträucher…" 
Festsetzung C 8.1 bitte ergänzen der Aufzählung um "und Ähnliches" 
Hinweis D 6.4 ist umzuformulieren - Datumsbenennung ab März ist 
naturschutzfachlich nicht sinnvoll - keine Befristung 
Begründung S. 19 Zahl 5.538 qm scheint falsch- bitte prüfen und ändern 
Relevanzprüfungsgutachten- Artenschutz 
Auf Seite 8 der saP wird M3 bei den Reptilien erwähnt, das müsste aktuell ein Teil 
von M1 sein. 
Die Maßnahmen sind zur Vermeidung von Verbotstatbeständen verbindlich 
umzusetzen. Die Konjunktivformulierung im Gutachten ist hier entsprechend zu 
berücksichtigen und die Regelungen sind verbindlich zu formulieren. 
Festsetzung C. 7.1. wird wie vorgeschlagen redaktionell geändert. 

Festsetzung C. 8.1. wird wie vorgeschlagen redaktionell ergänzt. 

Im Hinweis D. 6.4. soll die Datumsbeschränkung aus Sicherheitsgründen so bleiben 

(gute Ausleuchtung von Bewegungsflächen). 

Begründung Seite 19 - Die Summe 5.538 qm ist korrekt. 

3266 + 1220 + 97 + 307 + 158 + 490 = 5538. 

Erläuterung: die Fläche bei den Obstbäumen wurde mit halber Punktzahl mitgerechnet, da sie 
beim Bau beeinflusst, aber voll erhalten wird (Naturlehrpfad, deshalb halbe Punktzahl); die 
Grünflächen außerhalb des Bauraums wurden nicht für den Ausgleich angesetzt. 

Die saP (Seite 8) wird redaktionell geändert (M3 / M1). 

Die Maßnahmen werden redaktionell nicht mehr im Konjunktiv beschrieben, sondern verbindlich 
formuliert.          

Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, München, 13.11.2024 

Da keine neuen Anregungen vorgebracht werden, hält der Gemeinderat an seinen bereits 
gefassten Abwägungsbeschlüssen fest (Beschluss vom 17.11.2020 zur Stellungnahme 
11.02.2020; Beschluss vom 29.10.2024 zur Stellungnahme 02.02.2021). 

Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 

Regionaler Planungsverband 18 Südostoberbayern, Altötting, 18.11.2024 

keine Einwände 



 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 

Staatliches Bauamt Rosenheim, Fachbereich Straßenbau, 19.11.2024 

Es besteht Einverständnis mit der Bebauungsplanung. 

Die Einwendungen (Stellungnahme 21.02.2020) wurden vom Gemeinderat bereits am 
17.11.2020 behandelt und dazu ein Abwägungsbeschluss gefasst. 

Der Gemeinderat am 29.10.2024 dazu erneut beschlossen, dass er an seinem Beschluss vom 
17.11.2020 festhält und ein Hinweis (Nr. 3) aus der Stellungnahme (Ziff. 2.5.) in den 
Bebauungsplan redaktionell aufgenommen wird. 

Der jetzt ausgelegene Bebauungsplanentwurf vom 29.10.2024 enthielt diesen Hinweis. 

Da keine neuen Anregungen vorgebracht werden, hält der Gemeinderat an seinen 
Abwägungsbeschlüssen vom 17.11.2020 und vom 29.10.2024 fest. Der Bebauungsplan ist 
nicht zu ändern. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, Nürnberg, 12.11.2024 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine entsprechende Anfrage wird zu 
gegebener Zeit ggf. vom Investor gestellt. Einwendungen werden nicht vorgebracht. 

Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, Unterföhring, 12.11.2024 

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH, Unterföhring, 12.11.2024 

Keine Einwände. Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 

Der Bebauungsplan ist nicht zu ändern. 

 

Zu den im Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen bzw. 
Einwendungen ergehen folgende Beschlüsse: 
 

Einwendungsführer A, 18.11.2024 

Beschlussvorschlag zu der Stellungnahme im Schreiben vom 18.11.2024, 

 wobei zunächst die abwägungsrelevante Kernaussage der Stellungnahme des Bürgers 
wiedergegeben wird 
 und sodann die (vorgeschlagene) Stellungnahme der Verwaltung 
 

1. Einwendung Seiten 4 und 5: 

1.1 Der Einwendungsführer macht geltend: 

Die im Bebauungsplan zum Sondergebiet SO2 aufgeführte Produktpalette und das festgesetzte 
Einzugsgebiet widersprechen der Zielsetzung der Gemeinde, den Absatz örtlich erzeugter 



 

 
 

Produkte zu fördern. Eine ländliche und nachhaltige Dorfentwicklung ist nicht mehr zu 
verwirklichen. Eine Schwächung des Ortskerns wird verursacht  

1.2 Stellungnahme 

Die Gemeinde hält daran fest, dass der Bebauungsplan die Erzeugung und den Absatz örtlicher 
Produkte fördern soll. Der Bebauungsplan enthält eine Aussage, was er sich unter örtlichen 
Produkten vorstellt, sowohl im Hinblick auf die Produktpalette als auch im Hinblick auf den 
Ursprung der Erzeugung. Dies steht nicht im Widerspruch zur Zielsetzung der Gemeinde zu 
einer nachhaltigen Dorfentwicklung. 

Produktpalette und Ursprung der Erzeugung wurden zuletzt präzisiert, um die erforderliche 
Bestimmtheit und Rechtssicherheit zu schaffen. 

Das Ziel der Gemeinde, Erzeugung und den Absatz örtlicher Produkte zu fördern, kann nicht 
durch Innenentwicklung erreicht werden, weil für die Ausweisung von zwei Sondergebieten 
innerhalb des Dorfes keine Flächen zur Verfügung stehen; dies hat eine umfangreiche 
Standortsuche vor Jahren ergeben. Das in den beiden Sondergebieten erwartete Angebot wird 
nicht in Konkurrenz zu Betrieben im Innenbereich führen. 

Durch die Ansiedlung der attraktiven neuen Einrichtungen wird der Tourismus und die 
Wirtschaft gestärkt. Das Café und der Verkaufsladen für örtliche und regionale Produkte können 
sich neben dem Ortskern zu einem zusätzlichen Treffpunkt (soziales Miteinander) entwickeln. 

2. Einwendungen Seiten 5 bis 8 zum Schutzgut Mensch – Lärm / Lichteinwirkung / Geruch 

2.1 Der Einwendungsführer macht geltend: 

Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich und trägt nicht zu einer harmonischen 
Ortsabrundung bei (1). Im Plangebiet ist eine Vorbelastung durch negative Lärmeinwirkung 
durch Verkehr vorhanden. Der geplante 6-spurige Ausbau der Autobahn wird eine erhebliche 
Lärmbelastung für die Anlieger zur Folge haben (2). Es wurde versäumt, die Lichteinwirkung 
durch Blendung der Anwohner durch Maßnahmen zu minimieren (3). 

2.2 Stellungnahme 

(1) Das Ziel der Gemeinde ist es nicht, eine Ortsabrundungssatzung zu schaffen. Eine Störung 
des vorhandenen Siedlungsgefüges wird nicht vorgetragen und von der Gemeinde auch nicht 
gesehen. 

(2) Die von der Autobahn und ihrer Zufahrt ausgehenden Lärmauswirkungen sind im 
Planfeststellungsbeschluss vom 31.01.2024 abgehandelt worden und unterliegen nicht der 
Kompetenz der Gemeinde. 

Im Übrigen zeigen die schalltechnischen Untersuchungen, dass im Plangebiet der 
Immissionsgrenzwert der 16 BIMschV (Verkehrslärmschutzverordnung) eingehalten werden 
kann. Durch Festsetzung von Geräuschkontingenten ist gesichert, dass die 
Immissionsbelastung der Nachbarschaft durch das Vorhaben irrelevant nach der TA Lärm ist. 

(3) Die Gemeinde hat in den Festsetzungen C 4 eine Reihe von Festsetzungen getroffen, die 
der Gefahr einer Lichteinwirkung Rechnung tragen; z.B. dürfen Werbepylone nicht beleuchtet 
werden. Die Beleuchtung von Verkehrs- und Parkflächen während der Betriebszeiten ist nachts 
sinnvoll. 

3. Einwendungen Seiten 8 bis 9 zum Schutzgut Mensch – Erholung 
3.1 Der Einwendungsführer macht geltend: 



 

 
 

Weil bei diesem Bauvorhaben erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind, sollte eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden. 

3.2 Stellungnahme 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich, siehe § 50 UVPG. 

4. Einwendungen Seiten bis 9und 10 zum Schutzgut Fläche 

4.1 Der Einwendungsführer macht geltend: 

Die geplante Bebauung führt zu einer erheblichen Versiegelung der Fläche und erhöht das 
Risiko von Oberflächenabfluss, insbesondere in der Senke der Zu- und Abfahrt. 

4.2 Stellungnahme 

Bezüglich der Überschwemmungsgefahr wurde ein geologisches Gutachten erstellt. Ergebnisse 
wurden bezüglich der Entwässerung und Versickerung von Oberflächenwasser berücksichtigt, 
einschließlich Extremereignisse und Starkregenereignisse. Im Rahmen der weiteren Planung 
auch von Erschließungsflächen wird die Entwässerung sichergestellt. Dabei werden auch 
Sickereinrichtungen über flache, landschaftsgerecht gestaltete Mulden ausgebildet. 

5. Einwendungen Seiten bis 10und 11 zum Schutzgut Klima und Lufthygiene 

5.1 Der Einwendungsführer macht geltend: 

Die beiden Sondergebiete werden durch Erhöhung der Temperaturen das lokale Mikroklima 
beeinflussen, was also kritisch zu bewerten ist im Hinblick auf die Lebensqualität der Anwohner, 
insbesondere in Zusammenhang mit dem Autobahnausbau (Versiegelung). 

5.2 Stellungnahme 

Bau und Betrieb der Einrichtungen in den Sondergebieten lassen keine Erhöhung der 
Temperaturen für Gebiete erwarten, in denen die Anwohner leben. Die Befürchtungen des 
Einwendungsführers sind nicht belegt. Vom Autobahnausbau verursachte 
Flächenversiegelungen sind nicht dem Bebauungsplan zuzurechnen. 

6. Einwendungen Seiten bis 11und 12 zum Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

6.1 Der Einwendungsführer macht geltend: 

Die hohe Qualität des Landschaftsbildes wird negativ verändert. Die Bebauung wird eine 
Veränderung der Landschaftsstruktur mit sich bringen. 

6.2 Die Ausweisung eines Baugebietes hat immer Auswirkungen auf das Bild, das sich durch 
die Bebauung ergibt. Dies ist aber nicht schon für sich negativ. Eine Veränderung der 
Landschaftsstruktur ist nicht zu erwarten. Im Übrigen wird der Umgriff von Café und 
Verkaufsräumen, z.B. Grünflächen, ökologisch so aufgewertet, dass der Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere verbessert wird. 

Die Gemeinde hat in den Festsetzungen unter C Ziffer 9 eine Reihe von Festsetzungen 
getroffen, um den Übergang der Bebauung zur freien Landschaft entsprechend zu gestalten.  

Die Eigentümer der Flächen in den Sondergebieten haben sich im städtebaulichen Vertrag 
außerdem verpflichtet, die Situierung der Gebäude und die Materialauswahl so vorzunehmen, 
dass sich die Gebäude optimal in die Landschaft einfügen. 

7. Einwendungen Seite 12 wegen hoher Kosten für die Umsetzung des Monitorings 



 

 
 

7.1 Der Einwendungsführer macht geltend, es sei mit hohen Kosten für die Umsetzung des 
Monitorings zu rechnen. 

7.2 Mit Hohen Kosten ist nicht zu rechnen. 

8. Einwendungen auf Seiten 14 und 15 zum Standort 

Diese Einwendungen wiederholen die Einwendungen wegen der Auswirkung auf eine 
nachhaltige Dorfentwicklung. Hierzu wurde unter Ziffer 1 bereits Stellung genommen. 

9. Einwendungen auf Seiten 15 bis 17 zum Verkehr 

9.1 Der Einwendungsführer macht geltend 

Die Feuerhausstraße ist für die Verkehrserschließung des Plangebietes nicht geeignet. 

Wie soll verhindert werden, dass die Zufahrt / Abfahrt über die Feuerhausstraße erfolgt? 

Wo parken täglich und am Wochenende bei Überlastung der Parkplätze im Plangebiet die vom 
Parkleitsystem abgewiesenen Pkws? 

Wie wird am Verkehrsknotenpunkt (Einfahrt Tankstelle / Zufahrt Feuerhausstraße / Einmündung 
Zufahrt und Kreisel) die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer gewährleistet? 

Es fehlt ein Gehweg. 

9.2 Stellungnahme 

Die Verkehrserschließung erfolgt nur über das letzte Stück der Feuerhausstraße, die in die 
Staatsstraße nach Aschau i.Ch. mündet. Dabei wurde der Anschluss so geplant, dass er 
sowohl an den jetzigen Bestand möglich ist, als auch den durch Planfeststellungsbeschluss 
geplanten Kreisverkehr.  

Die von der Feuerhausstraße abzweigende Erschließungsstraße zum Plangebiet hat eine 
Ausbaubreite von 5,0 m plus 1,0 m Bankett. 

Es ist daher nicht zu erwarten, dass der durch den Bebauungsplan ausgelöste Verkehr die 
Feuerhausstraße im Übrigen nutzen wird oder dass die Kunden der Tankstelle nicht mehr 
ausfahren können.  

Durch entsprechende Verkehrsregelung kann der auf der Feuerhausstraße fließende Verkehr 
geschützt werden; dies gilt auch für den Fahrradverkehr – etwa in Richtung Sportstätten. 

Im Übrigen schließt das Plangebiet unmittelbar an die bestehende Bebauung an und ist daher 
vom Ortskern in Frasdorf bzw. den Wohnbaugebieten gut zu Fuß oder mit dem Fahrrad 
erreichbar. 

Es ist nicht zu erwarten, dass es zu einer Überlastung der Parkplätze im Plangebiet kommen 
und zu einer nicht tragbaren Verkehrslage führen wird. 

Die öffentliche Verkehrsfläche wird vom Anschluss an die Feuerhausstraße eine Länge von ca. 
15 m haben. Ein begleitender Fußweg ist dafür nicht erforderlich. 

10. Einwendungen auf Seiten 17 bis 18 zu Überschwemmungsgefahr und Regenwasser 

10.1 Der Einwendungsführer macht Bedenken geltend bezüglich der Entwässerung des 
Oberflächenwassers, insbesondere in der Senke der Zu- und Abfahrt. 

10.2 Stellungnahme 



 

 
 

Die Einwendungen sind weitestgehend deckungsgleich mit den Einwendungen auf den Seiten 9 
und 10. Auf die Stellungnahme Ziffer 4.2 wird verwiesen. 

11. Einwendungen auf Seiten 18 bis 20 zu übergeordneten Planungen, zur Prüfung von 
Alternativstandorten und zur geplanten Lage der Sondergebiete 

Die Einwendungen wiederholen den Vortrag auf den Seiten 14 und 15, zu denen bereits 
Stellung genommen wurde. 

12. Einwendungen auf Seiten 20 und 21 

12.1 Der Einwendungsführer macht geltend 

Festsetzungen zu Tiefgarage, Naturlehrpfad, möglichen Kinderspielbereichen und die Nutzung 
der Terrassen seien widersprüchlich oder ungenau festgesetzt 

12.2 Stellungnahme 

Der Bebauungsplan enthält keine Festsetzungen zu einer Tiefgarage und zu einem 
Naturlehrpfad. Hierzu besteht keine Erforderlichkeit. 

Mögliche Vorgaben zur konkreten Nutzung der Terrassenflächen und zu möglichen 
Kinderspielbereichen sind dem Baugenehmigungsverfahren vorbehalten. 

13. Einwendungen auf Seiten 21 bis 25 zu den schalltechnischen Untersuchungen 

13.1 Der Einwendungsführer macht geltend 

Die schalltechnische Untersuchung begegnet Bedenken, weil für die Nutzung der 
Sondergebiete keine konkreten Angaben vorliegen 

Ein Busverkehr in das Plangebiet sei nicht ausgeschlossen. 

Für den Streckenabschnitt vom Busparkplatz / Sportplatz bis zum Plangebiet wird die 
Errichtung eines Geh- und Radweges beantragt. 

13.2 Stellungnahme 

13.2.1 Wegen der zu erwartenden und sehr unterschiedlichen Nutzungen wurde in der 
schalltechnischen Untersuchung des Büros C.Hentschel Consult GmbH vom Dezember 2023 
vorgeschlagen, für die beiden SO-Flächen Emissionskontingente festzusetzen, die in dem 
Gutachten auch berechnet wurden. Dies bedeutet, dass jeder Betrieb geeignete technische 
und/oder organisatorische Maßnahmen dahin zu treffen hat, dass die alleine von seinen 
Anlagen (einschließlich Verkehr auf dem Betriebsgelände) verursachten Geräusche keine 
höheren Beurteilungspegel erzeugen. 

Der Bebauungsplan enthält in Ziffer 10.1 der Festsetzungen diese Emissionskontingente. 

Es kommt daher auf Details der Nutzung nicht an. 

13.2.2 Eine Anfahrt mit Bussen ist von der Gemeinde nicht gewollt und durch die 
Dimensionierung der festgesetzten Zufahrt praktisch ausgeschlossen. Verkehrsrechtliche 
Anordnungen werden dies sicherstellen. 

Der Antrag zur Errichtung eines Geh- und Radweges betrifft Flächen außerhalb des künftigen 
räumlichen Geltungsbereichs. 

 



 

 
 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die vorgenannten Abwägungsvorschläge und stimmt den 
vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen der Planunterlagen zu. 

 
Abstimmungsvermerk: anwesend:  16 für den Beschluss  12 
 stimmberechtigt:  16 gegen den Beschluss  4 
 

Die Richtigkeit und Vollständigkeit dieses Auszuges beglaubigt 

Frasdorf, den 30.06.2026 

Gemeinde Frasdorf 

Hoffmeyer 
 


